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Vorwort 

Die vorliegende Arbeit wurde im Februar 1999 fertiggestellt und im Sommer-
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den Stand von September 1999 gebracht. Nicht mehr berücksichtigt werden 
konnte deshalb das danach erschienene Werk von Karl August Prinz von Sach-
sen Gessaphe: Der Betreuer als gesetzlicher Vertreter für eingeschränkt Selbst-
bestimmungsfähige, Tübingen 1999 (Ius Privatum Bd. 39). Die Diskussion wird 
andernorts zu führen sein. 

Zu Dank verflichtet bin ich Herrn Prof. Dr. Jochen Taupitz für viele wertvol-
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für vielfältige Förderung und große Diskussionsbereitschaft. Mein besonderer 
Dank gilt meinem verehrten akademischen Lehrer, Prof. Dr. Hans-Martin 
Pawlowski. Er hat diese Untersuchung im besten Sinne des Wortes betreut und 
mich während meiner Tätigkeit an seinem Lehrstuhl stets großzügig gefördert. 

René Neubauer und Peter Sasse danke ich für die wertvolle Hilfe bei der Kor-
rektur der Arbeit. Danken möchte ich schließlich der Deutschen Forschungs-
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§ 1 Einleitung und Problemstellung 

Die Einführung des Rechtsinstituts der Betreuung zum 1.1. 1992 durch das 
Betreuungsgesetz1 gilt als eine der wichtigsten und tiefgreifendsten Reformen 
unseres Rechtssystems in diesem Jahrhundert2. Es betrifft nicht etwa nur weni-
ge entlegene Teile des Familienrechts, sondern zentrale Fragen des Personen-
rechts3. Mit ihm sind weitreichende Änderungen des materiellen Zivilrechts, 
des Verfahrensrechts und zahlreicher anderer Rechtsgebiete verbunden, deren 
Bedeutung und Auswirkungen erst ansatzweise und in Teilbereichen reflektiert 
worden sind. Dies zeigen bereits die folgenden Beispiele: 

So ist im Vorfeld der Reform auch die Regelung der sogenannten „natürlichen 
Geschäftsunfähigkeit" in §104 Nr. 2 B G B generell in Frage gestellt worden4, 
während heute gerade im Hinblick auf das Betreuungsrecht ihre „Flexibilisie-
rung" und damit die Anerkennung einer bislang überwiegend abgelehnten, am 
Schwierigkeitsgrad des Geschäfts ausgerichteten „relativen Geschäftsunfähig-
keit" gefordert wird5. Manche bezeichnen gar das ungeklärte Verhältnis von 
Geschäftsfähigkeit und Betreuung als Kardinalfehler der Reform6. 

Schwierigkeiten bereitet das Verhältnis der Handlungskompetenz des Be-
treuers zu der des Betreuten. Da der Betreute nach der Konzeption des Gesetzes 
durch die Anordnung der Betreuung seine Geschäfts- oder Einwilligungsfähig-
keit nicht verliert7, aber zugleich einen gesetzlichen Vertreter erhält8, sind 

1 Gesetz zur Reform des Rechts der Vormundschaft und Pflegschaft für Volljährige (Betreu-
ungsgesetz - BtG), BGBl 1990 I, 2002. Das Gesetz ist mit Ausnahme des darin enthaltenen Be-
treuungsbehördengesetzes (BtBG) ein Bündel von Änderungsgesetzen, ist also in die jeweiligen 
bereits bestehenden Gesetze integriert worden. 

2 Schwab, in: MünchKommBGB3, Vor § 1896 BGB Rn. 1, 3. 
3 Schwab, Referat, K 12; ders., FamRZ 1990, 681f. 
4 Lachwitz, ZRP 1987, 364f.; Canaris, JZ 1987, 996ff. 
5 Holzhauer, FamRZ 1995,1466f. Zur bislang ganz h.M. vgl. BGHZ 30,112 (117); BGH NJW 

1953,1342; 1961,261; 1970,1680 (1681); OGHZ 2,45 (53); BayObLG NJW 1989,1678f.; Hefer-
mehl, in: Soergel12, §104 BGB Rn.7; Dilcher, in: Staudinger12, §104 BGB Rn.23; Krüger-Nie-
land, in: RGRK1 2 , § 104 BGB Rn. 19. 

6 Schwab, in: MünchKommBGB3, § 1903 BGB Rn. 15. Vgl. auch die Diskussionsbeiträge von 
Holzhauer und Herbst (damals Präsident des BayObLG) auf dem 57. DJT (Verhandlungen des 
57. DJT, Bd. II, K 139, 145). 

7 Es sei denn, es ist ein Einwilligungsvorbehalt angeordnet, § 1903 BGB. Vgl. dazu zunächst 
nur Diskussionsentwurf, 96ff.; Regierungsentwurf, 59ff. Ausführlich Müller, 49ff. 

8 §1902 BGB. 



2 § 1 Einleitung und Problemstellung 

grundsätzlich beide in der Lage, wirksam für den Betreuten zu handeln. Berei ts 
vor der R e f o r m hat man erkannt , daß aus dieser „Doppelzus tändigke i t " 9 P r o -
b leme nicht nur im vermögensrecht l ichen Bere ich , sondern insbesondere auch 
bei der Hei lbehandlung entstehen k ö n n e n 1 0 . D i e Material ien bieten dafür keine 
Lösung , sondern verweisen den behandelnden A r z t darauf, vorsichtshalber so-
w o h l die Einwil l igung des Betreuers wie die des Betreuten e inzuholen. A u f 
wessen Einwil l igung es im Konfl ikt fa l l a n k o m m e n soll, l ießen sie indes b e w u ß t 
of fen 1 1 . A u c h die Rechtswissenschaft hat dafür bis heute keine überzeugende 
A n t w o r t gefunden 1 2 . 

Ungeklär t ist weitgehend das Verhältnis der gesetzlichen Betreuung zu den 
verschiedenen F o r m e n der privaten Vorsorge und Fürsorge , insbesondere zu ei-
ner „Pat ientenverfügung" , d.h. einer früheren Erklärung des Be t ro f fenen h in-
sichtlich seiner ärztl ichen Behandlung und Versorgung, oder zu einer für den 
Fall der Fürsorgebedürft igkei t erteilten oder diesen jedenfalls mit umfassenden 
„Vorsorgevol lmacht" 1 3 . Z u m einen wirkt sich auch hier die Unklarhe i t über die 
rechtl ichen F u n k t i o n e n der Betreuung aus, weil diese F o r m e n der privaten V o r -
sorge an die Stelle der staatlichen Betreuung treten sollen und dafür ihre F u n k -
t ionen übernehmen müssen. Z u m anderen besteht über die rechtl iche B e h a n d -
lung von Patientenverfügung und Vorsorgevol lmacht selbst n o c h große U n s i -
cherheit . Ist bei der Pat ientenverfügung schon deren rechtliche Bedeutung u n d 
v.a. ihre Verbindlichkeit für den A r z t in Praxis und Wissenschaft umstr i t ten 1 4 , 

9 Schwab, FamRZ 1990, 683. 
10 Diskussionsentwurf, 99 (Geschäftsfähigkeit), 279 (Einwilligungsfähigkeit); Regierungsent-

wurf, 61 (Geschäftsfähigkeit), 141 (Einwilligungsfähigkeit); Holzhauer, Gutachten, B 73 (Ge-
schäftsfähigkeit), 82f. (Einwilligungsfähigkeit). 

11 Diskussionsentwurf, 279; Regierungsentwurf, 141. 
12 Z.B. wird der Bestellung eines Betreuers für Gesundheitsangelegenheiten Indizwirkung für 

die Einwilligungsunfähigkeit des Betreuten beigelegt (Schwab, in: MünchKommBGB3, §1904 
Rn. 6; Damrau, in: Damrau/Zimmermann2, § 1904 Rn. 2,4; Kuhlmann, 76) oder eine entspre-
chende Erklärung des Vormundschaftsgerichts in Gestalt einer Beratung des Betreuers befür-
wortet (Frost, 95; Winkler-Wilfurth, 88f.). Beides widerspricht jedoch der erklärten Absicht des 
Gesetzgebers, die Geschäfts- und Einwilligungsfähigkeit des Betreuten im Betreuungsverfahren 
gerade nicht festzustellen, sondern sie vielmehr offenzulassen (Regierungsentwurf, 60ff.). Zu an-
deren Lösungsversuchen vgl. Kuhlmann, 144ff. (Haftungsbeschränkung), 166ff. (Einwilligungs-
vorbehalt hinsichtlich Heilbehandlung). Zur Praxis Bobenhausen, Rpfleger 1997, 53. 

13 Als „Altersvorsorge-Vollmacht" bezeichnete erstmals Müller-Freienfels (Festschrift 
Coing, Bd. II, 395ff.) die auch vorher schon anerkannte private Vorsorge mittels Vollmacht (dazu 
Gernhuber, FamRZ 1976, 195f.). Da man damit nicht nur für das Alter, sondern auch für jeden 
anderen Fall der Fürsorgebedürftigkeit Vorsorgen kann, verwendet man heute vorwiegend den 
Begriff der „Vorsorgevollmacht" (vgl. Walter, Vorsorgevollmacht, 2ff. m.w.N.). 

14 Für ihre Verbindlichkeit Uhlenbruck, Patiententestament, 10ff.; ders., NJW 1978, 566ff.; 
ders., MedR 1983, 16ff.; dagegen z.B. Geilen, 27; Spann, MedR 1983, Off. Zurückhaltend Laufs, 
NJW 1997,1616; Roxin, A.T. § 13 Rn. 66; ausführlich dazu Eisenbart, Patienten-Testament, 47ff.; 
Rickmann, 35ff.; Rover, 79ff.; Schöllhammer, 26ff. Grundsätzlich verbindlich ist eine Patienten-
verfügung nach Ziff. II.3.4. der „Medizinisch-Ethischen Richtlinien für die ärztliche Betreuung 
sterbender und zerebral schwerst geschädigter Patienten" der Schweizerischen Akademie der 
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geht es bei der Vorsorgevol lmacht im wesentl ichen darum, für welche Bere iche 
sie erteilt werden kann und wie die Stellung des Bevol lmächt igten bei H a n d -
lungsunfähigkeit des Vollmachtgebers ausgestaltet ist. D i e Diskuss ion darüber 
ist durch das Betreuungsgesetz wieder in B e w e g u n g geraten 1 5 und hat mit der 
erstmaligen gesetzlichen Regelung einiger Teilfragen durch das Betreuungs-
rechtsänderungsgesetz 1998 1 6 einen neuen Schub erhalten 1 7 . 

Z u n e h m e n d Aufmerksamkei t f indet die Frage der sog. Zwangsbefugnisse des 
Betreuers . In der Reformdiskuss ion standen die Ablehnung der Zwangssteri l i -
sation und die durch mehrere Entscheidungen des B V e r f G 1 8 vorstrukturierte 
Regelung der Unterbr ingung und ähnlicher M a ß n a h m e n im Vordergrund 1 9 . 
D i e verfassungsrechtl iche Legi t imat ion der Betreuung als solcher wurde j edoch 
nicht bezweifel t 2 0 . Dagegen wird heute mit verfassungsrechtl ichen A r g u m e n t e n 
die bislang anerkannte Befugnis des Betreuers , auch dort ohne oder gegen den 
Wil len des Betreuten zu handeln, w o dies gesetzlich nicht ausdrücklich zugelas-
sen ist, s chon im Grundsatz bezweifelt . D a der Betreuer v o m Staat bestellt w e r -
de, liege darin ein staatlicher Eingri f f in die jeweils berührten Grundrechte des 

Medizinischen Wissenschaften vom 24.2. 1995 (NJW 1996, 767ff.) und jetzt auch nach Ziff. V. 
der „Grundsätze der Bundesärztekammer zur ärztlichen Sterbebegleitung" vom 11.9. 1998 
(NJW 1998, 3407). Von großer praktischer Bedeutung ist zudem die Frage, ob die Patientenver-
fügung eine Entscheidung für den konkreten Fall enthält, also das Problem ihrer Auslegung (vgl. 
dazu Rickmann, 132ff., 149ff.; Schöllhammer, 55ff.). 

15 Zur Diskussion über die Zulässigkeit einer Vollmacht im personalen Bereich vor dem Be-
treuungsrechtsänderungsgesetz 1998 ausführlich Walter, Vorsorgevollmacht, 104ff., 187ff., 
201 ff.; Eisenbart, MedR 1997,305ff., und dies., Patienten-Testament, 207ff.; Langenfeld, Vorsor-
gevollmacht, 5ff., 84ff.; Rover, 170ff., alle mit umfassenden Nachweisen. Aus der Rechtspre-
chung vgl. LG Göttingen VersR 1990, 1401f.; LG Stuttgart BtPrax 1994, 64ff.; OLG Stuttgart 
BtPrax 1994, 99ff. (bejahend), LG Frankfurt/M. FamRZ 1994, 125 (ablehnend). 

Nach Eintritt der Handlungsunfähigkeit des Vollmachtgebers reicht nach Flume, A.T. II3, 
§51,6, (852ff.), und Pawlowski, A.T.5, Rn. 773, die Kompetenz des Bevollmächtigten nicht wei-
ter als diejenige eines gesetzlichen Vertreters, d.h. er bedarf insbesondere auch für bestimmte Ge-
schäfte der vormundschaftsgerichtlichen Genehmigung. Dagegen die h.M. (ausführlich dazu 
Müller-Freienfels, Festschrift Coing, Bd. II, 403ff. m.w.N.; Langenfeld, Vorsorgevollmacht, 
16f.; Schwab, in: MünchKommBGB3, § 1896 BGB Rn. 152) und für die Vollmacht in personalen 
Angelegenheiten auch Rover, 191ff.; LG Stuttgart BtPrax 1994, 64 (67); OLG Stuttgart BtPrax 
1994, 99 (100). 

16 Gesetz zur Änderung des Betreuungsrechts sowie weiterer Vorschriften (Betreuungs-
rechtsänderungsgesetz - BtÄndG) v. 25.6. 1998, BGBl 1998 I, 1580. 

17 Vgl. §§ 1904 II, 1906 V BGB i.d.F. des Betreuungsrechtsänderungsgesetzes 1998 und dazu 
Dodegge, NJW 1998, 3076f.; Genz, FamRZ 1996, 1326; A. Weber/Wienand, FuR 1996, 248. 

18 BVerfGE 10, 302 (309ff.); 30, 47 (53f.); 58, 208 (220ff.). Vgl. auch die obiter dicta in den 
Nichtannahmeentscheidungen BVerfGE 63, 340 (341 ff.); 66, 191 (195ff.); 74, 236 (242f.). 

19 Diskussionsentwurf, 81f., 143ff., 165ff.; Regierungsentwurf, 53f., 73ff., 79ff., 142ff., 145ff.; 
Holzhauer, Gutachten, B 84ff., 90ff.; Schwab, Referat, K 32ff., 34ff.; Reis, ZRP 1988, 318ff.; A. 
Wolf, ZRP 1988, 315ff.; Pieroth, FamRZ 1990, 117ff. 

20 Vgl. Holzhauer, Gutachten, B 55 a.E. Auch die ausdrucklich die verfassungsrechtlichen 
Vorgaben für die Reform behandelnde Untersuchung von Pardey beschränkt sich auf einen 
zweifelnden Hinweis (Pardey, Rahmenbedingungen, 163f.). 
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Betreuten, der nur unter den dafür geltenden Voraussetzungen zulässig sei21. 
Hinter dem damit angesprochenen Problem der rechtlichen Stellung des Be-
treuers verbirgt sich die ungeklärte und für die verfassungsrechtliche Beurtei-
lung entscheidende Frage nach dem Grund und der Rechtfertigung vormund-
schaftlicher Fürsorge für Erwachsene. 

Das unsichere Verhältnis von Betreuung und Handlungsfähigkeit des Betreu-
ten wirkt sich bis ins Kollisionsrecht hinein aus. Traditionell beurteilte das deut-
sche IPR wie die anderen kontinentaleuropäischen Rechtsordnungen Fragen 
der Geschäftsfähigkeit, gleich ob sie vom Alter, staatlichen Anordnungen oder 
unmittelbar vom Zustand des Handelnden abhängen, ebenso wie Fragen der 
Vormundschaft nach dem regelmäßig durch die Staatsangehörigkeit bestimm-
ten Personalstatut. Dem entsprach es, die Zuständigkeit für Entmündigung und 
Anordnung der Vormundschaft, Pflegschaft oder anderer Schutzmaßnahmen 
grundsätzlich dem Heimatstaat vorzubehalten und auch die Anerkennung aus-
ländischer Entscheidungen daran zu orientieren22. Mit dem Betreuungsgesetz 
ist das deutsche Recht im Einklang mit der internationalen Entwicklung jedoch 
vollends dazu übergegangen, die Zuständigkeit für staatliche Schutzmaßnah-
men am Ort des Aufenthaltes oder des Fürsorgebedürfnisses anzuerkennen und 
diese Anordnungen jedenfalls in ihren Wirkungen dem Recht des Anordnungs-
staates zu unterstellen23. Die einheitliche Anknüpfung aller Fragen der Ge-

21 Daraus wird z.B. abgleitet, daß der Zutritt des Betreuers zur Wohnung des Betreuten gegen 
dessen Willen unzulässig sei und vom Vormundschaftsgericht auch nicht genehmigt werden 
könne (LG Frankfurt/M. FamRZ 1994, 1617; OLG Frankfurt/M. DAVorm 1996, 79. Zustim-
mend Bauer, FamRZ 1994,I5(,2ff .-Kemper, FuR 1996,152ff,;Knittel, § 1896 BGB Rn. 32m; und 
wohl auch Lüderitz, Familienrecht27, Rn. 1154. Anders aber LG Berlin FamRZ 1996, 821 ff.). 

22 Vgl. Art. 7, 8, 24 EGBGB a.F., d.h. vor Inkrafttreten des Betreuungsgesetzes. Dieser Zu-
sammenhang tritt besonders deutlich hervor in den Motiven Gebhards zum ersten Entwurf des 
EGBGB (bei Niemeyer, 74) und noch bei Pagenstecher, RabelsZ 15 (1949/50), 195ff.; M. Wolff, 
IPR3, §20 VI (105ff.); Beitzke, in: Staudinger12, Art. 8 EGBGB Rn. 1,15ff., 42, 46f. Vgl. dazu die 
kritische Darstellung von Schlosser, in: Stein/Jonas20, § 648 ZPO Rn. 4ff. Uberblick über die frü-
here Rechtslage in Europa bei Beitzke, in: Staudinger12, Art. 8 EGBGB Rn. 2ff.; Dutoit, Rev. crit. 
d.i.p. 56 (1967) 465 ff.; von Overbeck, IECL III/5, 24ff. 

23 §§35b I Nr.2, II, 16a Nr. 1 FGG, Art.24 III EGBGB (ausführlich Oelkers, 158ff., 263ff.). 
Die Haager Konferenz für IPR hat die Arbeit an einem Abkommen zum Schutze Erwachsener 
nach dem Vorbild der Minderjährigenschutzabkommen (MSA) 1961 (BGBl 1971 II, 219) bzw. 
1996 (RabelsZ 62 (1998), 502ff.) aufgenommen (vgl. das Abschlußdokument der 18. Sitzung 
30.9.-18.10. 1996, International Legal Materials 35 (1996) 1391ff. (1405); Siebr, RabelsZ 62 
(1998), 468). Es steht daher zu erwarten, daß auch ein solches Abkommen die Zuständigkeit am 
Ort des Aufenthaltes oder des Fürsorgebedürfnisses vorsehen wird und die Maßnahme dem 
Recht des Anordnungsstaates unterliegt (vgl. Art. 1,8,9 und 2 MSA 1961 bzw. Art. 5,6,11 und 15 
I MSA 1996). Nach dem derzeitigen Rechtszustand unterliegen diese Maßnahmen dem Perso-
nalstatut z.B. in Frankreich (Batiffol/Lagarde II, Nr. 499 (152ff.)), Österreich (§§15, 27 I IPRG 
1978) und Italien (Art. 43 IPRG 1995), dem Recht des anordnenden Staates außer in Deutschland 
auch in der Schweiz (Art. 85 II IPRG) und in England (Cheshire/North/Fawcett12, 773). Zu den 
Voraussetzungen und zum Umfang der Anerkennung ausländischer Entscheidungen in Frank-
reich vgl. Batiffol/Lagarde II, Nr.742ff. (617ff.), zu England vgl. Cheshire/North/Fawcett12, 
773 ff. 
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schäftsfähigkeit und staatlicher Schutzmaßnahmen an das Personalstatut ist da-
mit aufgegeben, ohne daß schon klar wäre, was jeweils an ihre Stelle getreten ist. 
Das beruht wesentlich darauf, daß bereits die sachrechtliche Funktion dieser 
Rechtsinstitute unklar ist, denn die kollisionsrechtliche Anknüpfung eines 
Rechtsinstituts kann nur in Abstimmung mit seiner sachrechtlichen Funktion 
entwickelt werden24. 

Die rechtswissenschaftliche Literatur hat sich bislang vorwiegend mit unmit-
telbar anwendungsbezogenen Fragen und weniger mit den Strukturfragen des 
neuen Rechts beschäftigt. Zentrale Fragen und Begriffe des Betreuungsrechtes 
und des allgemeinen Personenrechts sind bis heute ungeklärt. Die Rechtswis-
senschaft hat damit ihre eigentliche Aufgabe noch nicht erfüllt, das neue Recht 
systematisch aufzubereiten, auf seine Auswirkungen zu überprüfen und damit 
zugleich an seiner Anwendbarkeit zu arbeiten, indem sie der Praxis klare Krite-
rien und praktikable Lösungsvorschläge an die Hand gibt. Hierzu versucht die 
vorliegende Untersuchung ihren Beitrag zu leisten. 

Fragen nach Struktur und Funktion grundlegender Institute des Privatrechts 
haben heute im Zuge der Europäisierung des Privatrechts notwendig einen eu-
ropäischen Bezug. Auch wenn es auf absehbare Zeit kein einheitliches europäi-
sches Personen- oder Betreuungsrecht geben wird und geben soll25, sind derar-
tige Fragen von zentraler Bedeutung für eine sich zunehmend europäisch ver-
stehende Rechtswissenschaft, die Rechtsetzung und Rechtsprechung auf euro-
päischer Ebene konzeptionell begleiten kann und muß. Die Verständigung über 
grundlegende Konzepte und Begriffe des Privatrechts wird um so wichtiger, je 
mehr sich auch das klassische Privatrecht europäisiert. Die Untersuchung einer 
Grundfrage des deutschen Privatrechts nimmt damit zugleich an der Diskus-
sion um ein europäisches Privatrecht teil. 

Die Orientierung auf die europäische Diskussion hat Konsequenzen für den 
Inhalt der Untersuchung und die Form der Darstellung26. Im Bereich der 
Rechtsfürsorge und der rechtlichen Handlungsfähigkeit steckt diese Diskus-
sion derzeit noch in ihren Kinderschuhen27. Hier gilt es vor allem, sich über die 
grundlegenden Sachprobleme zu verständigen und damit einen Bezugspunkt 
für die Diskussion zu gewinnen. Deshalb muß der Schwerpunkt der Untersu-
chung inhaltlich darauf liegen, diese Grundfragen herauszuarbeiten und darauf 
klare Antworten aus Sicht des deutschen Rechts zu entwickeln. Mangels einer 

24 E. Lorenz, Struktur, 64f., 88f.; Wandt, Rn.536ff., 544. 
25 Zur Frage eines europäischen Familienrechts Martiny, RabelsZ 59 (1995), 419ff.; Pintens, 

ZEuP 6 (1998), 670ff. 
26 Vgl. Kötz, Europäisches Vertragsrecht, VII; Flessner, RabelsZ 92 (1992), 257f. 
27 Vgl. die Beiträge für die 3. Europäische Konferenz zum Familienrecht 1995 (in: Council of 

Europe, Proceedings of the 3rd European Conference on family law, 97ff.); und aus der Literatur 
Pousson-Petit, ERPL 3 (1995), 383ff.; van Rossum, in: Towards a European Civil Code, 135ff.; 
Verbeke, ERPL 2 (1994), lOff. 
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gemeinsamen europäischen Wissenschaftssprache hat sie sich dabei besonders 
um eine auch ausländischen Lesern verständliche, an den Sachproblemen orien-
tierte Sprache zu bemühen. Beides zwingt dazu, die Strukturfragen in den Vor-
dergrund zu stellen und sie nur exemplarisch an bestimmten Fällen und Pro-
blemkonstellationen zu verdeutlichen. Die Erörterung von Einzelfragen ist 
demgegenüber in die Anmerkungen zu verweisen. 



§ 2 Zur Methode und zum Gang der Untersuchung 

I. Die Aufgabe der Rechtsdogmatik 

Die Rechtspraxis kennzeichnet und prägt ihr Bezug zur „Anwendung" des 
Rechts im konkreten Fall. Der jeweiligen Aufgabe der Rechtsanwendung ent-
spricht das anzuwendende Verfahren und die damit verbundene Richtigkeitsge-
währ für die dort getroffenen Aussagen über das Recht. Sie sind durch ihren 
Fallbezug zugleich legitimiert und begrenzt1. Aufgabe der rechtswissenschaftli-
chen Dogmatik ist es demgegenüber, über den Einzelfall hinaus die „Reihe rät-
selhafter, teils bisher gar nicht beachteter, teils mangelhaft begriffener Erschei-
nungen unter dem richtigen Gesichtspunkt zusammenzufassen und damit dem 
juristischen Verständnis zu erschließen"2, mit anderen Worten: das vorhandene 
rechtliche Material zu systematisieren und zu allgemeinen Aussagen über die 
strukturellen Zusammenhänge des Rechts zu gelangen3. Gerade diese systema-
tischen Einsichten der Dogmatik ermöglichen es, den Grundsatz der Gleichbe-
handlung in der Rechtspraxis zu verwirklichen4. 

Das rechtliche Material und damit den Gegenstand dieser Untersuchung bil-
den zunächst die zahlreichen neuen Rechtssätze, die das Betreuungsgesetz und 
das Betreuungsrechtsänderungsgesetz in die Rechtsordnung eingeführt haben 
und deren praktische Anwendung bislang im Zentrum der literarischen Auf-
merksamkeit standen. Schon die einführend genannten Beispiele haben jedoch 
gezeigt, daß die Schwierigkeiten der Rechtspraxis beim Umgang mit dem neuen 
Recht vielfach auf der Unsicherheit über dessen Grundlagen beruhen. Diese 
Grundlagen und die Struktur des neuen Rechtsinstituts der Betreuung werden 
jedoch erst dann angemessen erfaßt, wenn man die neuen Regelungen als Be-
standteil der Rechtsordnung versteht und damit in deren Zusammenhang ein-

1 Pawlowski, Methodenlehre3, Rn. 1029ff.; Schlüter, obiter dictum, 21 f., 33ff. Zu den sich dar-
aus für das Verhältnis von Rechtsprechung und Gesetzgeber ergebenden Konsequenzen Roellek-
ke, DRiZ 1996, 175. 

2 Jhering, JherJb 10 (1869), 388f. Eine ganz ähnliche Formulierung findet sich heute bei La-
tenz, Methodenlehre6, 242f. 

3 Zum Unterschied von einzelfallbezogener Rechtsprechung und auf allgemeine Aussagen 
hin orientierter Dogmatik vgl. Larenz, Methodenlehre6, 234f.; ebenso Latenz/Canaris, Metho-
denlehre3, 56. 

4 Pawlowski, Methodenlehre3, Rn. 156ff., 930ff. 
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ordnet. Will man die Strukturfragen des Betreuungsrechts5 klären, kann sich die 
Systematisierung daher nicht auf die „Binnensicht" des Betreuungsrechts be-
schränken. Sie muß vielmehr das Rechtsinstitut der Betreuung in seinen Bezü-
gen zur gesamten Rechtsordnung in den Blick nehmen. 

In einem ersten Schritt sind deshalb die rechtlichen Funktionen des Rechtsin-
stituts der Betreuung zu analysieren, und es ist danach zu fragen, welche Aufga-
ben der Betreuung im Zusammenhang der Rechtsordnung zukommen. Von 
dem so gewonnenen Ausgangspunkt aus können dann in einem zweiten Schritt 
die Regelungen des neuen Betreuungsrechts systematisiert und zugleich entfal-
tet werden. Diese Vorgehensweise verspricht Antworten auf die Fragen nach 
der inneren Struktur der Betreuung, nach ihrem Verhältnis zu anderen Rechts-
instituten und danach, inwiefern die Einführung dieses neuen Rechtsinstituts 
aus systematischen Gründen (Gleichbehandlung) auch außerhalb des Betreu-
ungsrechts zu Änderungen führen muß. 

Auch wenn sich diese Untersuchung als dogmatische Analyse des deutschen 
Rechts versteht, macht es ihre eingangs skizzierte europäische Dimension er-
forderlich, insbesondere bei der Diskussion der grundlegenden Sachprobleme 
auf Regelungen und Konzeptionen anderer europäischer Rechte einzugehen. 
Diese rechtsvergleichende Hinweise haben eine zweifache Funktion. Sie dienen 
zum einen der dogmatischen Argumentation zum deutschen Recht, indem sie 
die maßgeblichen Sachfragen und die Strukturentscheidungen des deutschen 
Rechts verdeutlichen. Zum anderen ermöglichen sie den Anschluß an die sich 
langsam entwickelnde europäische Diskussion der hier behandelten Fragen6. 

Das Erkenntnisinteresse einer solchen dogmatischen Untersuchung er-
schöpft sich jedoch nicht darin, theoretische Einsichten in die Grundlagen des 
geltenden Rechts zu formulieren. Sie ist zugleich den Anwendungsproblemen 
der Rechtspraxis verpflichtet. In der Praxis kommen die Strukturprobleme und 
Auswirkungen des neuen Rechtes vielfach überhaupt erst zum Vorschein, und 
durch die Praxis erhalten sie jedenfalls ihre Bedeutung. Die hier entwickelten 
dogmatischen Einsichten in den Strukturfragen des Betreuungsrechts müssen 
sich daher gerade in der Rechtspraxis bewähren und zur Lösung ihrer Probleme 
beitragen. Hierbei kann eine monographische Untersuchung keine Vollständig-
keit anstreben, will sie nicht zum Handbuch werden. Vielmehr kann es allein 
darum gehen, Erkenntnisse der Dogmatik für einzelne ausgewählte praktische 
Problemlagen fruchtbar zu machen und sie zugleich daran exemplarisch zu 
überprüfen. 

5 In Anlehnung an eine Formulierung von Schwab, Festschrift Mikat, 881. 
6 Sowohl der Europarat (Auskunft des Generalsekretariats des Europarates vom 14.1. 1998) 

als auch die Haager Konferenz für Internationales Privatrecht (vgl. oben § 1 Fn. 23) arbeiten der-
zeit an einer Empfehlung bzw. an einem internationalen Abkommen betreffend den staatlichen 
Schutz fürsorgebedürftiger Erwachsener. 
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II. Die „ Betreuung" als Erscheinung des Rechts 

Im praktischen Alltag geht es in aller Regel darum, die angemessene medizi-
nische, psychiatrische, psychologische, sozialpädagogische oder finanzielle 
Versorgung eines Menschen sicherzustellen, der dazu selbst nicht allein in der 
Lage ist. Die Betreuung dieses Menschen im Sinne der §§ 1896ff. BGB erscheint 
dann in erster Linie als Mittel, seine entsprechenden tatsächlichen Bedürfnisse 
zu befriedigen, wenn nicht gar dem allgemeinen Sprachgebrauch folgend die 
tatsächliche Sorge um einen Menschen mit der gesetzlichen Betreuung gleichge-
setzt wird. Diese Sichtweise hat die Vorarbeiten zum neuen Recht stark geprägt. 
Beispielsweise begriff die am Anfang des politischen Reformprozesses stehende 
Psychiatrie-Enquete des Deutschen Bundestages das von ihr geforderte neue 
Rechtsinstitut der Betreuung primär als Mittel zur besseren psychiatrischen 
Versorgung der Bevölkerung7. Und entsprechend der Vorstellung von „Betreu-
ung als sozialer Arbeit"8 haben später zahlreiche Betreuer die in § 1897 I BGB 
geforderte persönliche Betreuung9 als Aufforderung verstanden, die tatsächli-
che Sorge und Hilfe im Alltag zu übernehmen10, weshalb der Gesetzgeber mit 
dem Betreuungsrechtsänderungsgesetz die Beschränkung des Betreuers auf die 
Aufgabe der Rechtsfürsorge verdeutlichte11. 

Eine derartige Sicht der gesetzlichen Betreuung als Mittel zur Verbesserung 
gesellschaftlicher Verhältnisse oder als Aufgabe sozialer Arbeit hat ihre Berech-
tigung im Rahmen der Gesetzgebung, Politik, Psychiatrie, Sozialpädagogik o.ä. 
Für die Rechtswissenschaft geht es dagegen ausschließlich um die Betreuung als 
Erscheinung des Rechts. Sie kann die Betreuung nicht nur von den politischen, 
ethischen oder medizinischen Zielen des Gesetzgebers her als Mittel zum (au-
ßerrechtlichen) Zweck begreifen, weil sie damit deren Rechtscharakter mißach-
tet. Als Recht verstehen kann man die mit der Betreuung verbundenen Rechts-
normen nur, wenn man sie als Anworten des Rechts auf bestimmte Sachfragen 
begreift, die sich einer Rechtsordnung stellen. Außerrechtliche Überlegungen 
haben dafür nur insofern Bedeutung, als sie im geltenden Recht ihren Nieder-
schlag gefunden haben und damit zum rechtlichen Material gehören, das Ge-
genstand der rechtswissenschaftlichen Dogmatik ist. Das betrifft vor allem die 
medizinischen, psychiatrischen, gerontologischen sowie die sozialen und finan-

7 BT-Drucks. 7/4200, 371 ff., insbesondere 375. Dazu noch unten §3 1. 
8 Vgl. Bienwald, BtPrax 1996, 198ff.; Hufen, BtPrax 1996, 56. 
9 Dazu näher unten § 3 II.4. 
10 Ausführlich dazu Bienwald, BtR3, § 1897 Rn.27ff.; T. Diercks, Persönliche Betreuung, 21 ff. 
11 Vgl. dazu BR-Drucks. 960/96,15f., 33; Deinert, ZfJ 1998, 234; Dodegge, NJW 1998, 3076. 

Bisher ergab sich dies indirekt aus §§ 1896 II 2,1902 BGB (Regierungsentwurf, 121 f.; T. Diercks, 
21 ff.; Knittel, § 1896 BGB Anm.6; Schwab, in: MünchKommBGB3, § 1896 BGB Rn.27), wäh-
rend es nach dem Betreuungsrechtsänderungsgesetz 1998 (BGBl 1998 I, 1580) nunmehr aus-
drücklich aus der Überschrift vor § 1896 BGB („Rechtliche Betreuung") und den §§ 1901 1,1897 
I BGB hervorgeht. 
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ziellen Möglichkeiten, einen hilfsbedürftigen Menschen zu versorgen. Sie prä-
gen zwar maßgeblich die gesellschaftliche Wirklichkeit, auf die sich auch das 
Betreuungsrecht bezieht, und damit die von ihm geregelten Sachverhalte. Doch 
sind die tatsächlichen Verhältnisse nicht nur bei der Rechtsanwendung, sondern 
auch für die Rechtswissenschaft nur insoweit von Bedeutung, als sie rechtlich 
erheblich sind, d.h. bestimmte Rechtssätze auf sie angewandt werden. 

Für die dogmatische Analyse des Betreuungsrechts als dem Produkt einer 
breit angelegten Reformgesetzgebung sind die tatsächlichen Verhältnisse nicht 
nur als Sachverhalt, d.h. als Bezugspunkt einer Rechtsnorm, sondern auch dar-
über hinaus von Interesse, soweit sie die Ziele und Vorstellungen des Gesetzge-
bers beeinflußt und seine Antworten auf bestimmte, sich dem Recht in diesem 
Zusammenhang stellende Sachfragen geprägt haben. In dieser Beziehung hängt 
ihre Bedeutung für das Recht von der Bewertung und Entscheidung des Gesetz-
gebers ab. Erst durch diese Umsetzung werden sie zu rechtlichem Material und 
damit zum Gegenstand der Rechtswissenschaft. 

III. Zum Gang der Untersuchung 

Ein neues Rechtsinstitut zu verstehen erfordert zunächst einen Blick auf die 
mit seiner Einführung verbundenen und für den Gesetzgeber maßgeblichen 
Überlegungen (§ 3). Demgegenüber sind das frühere Recht und seine Probleme 
nur insoweit von Interesse, als sich daraus für das neue Recht etwas ergibt, sei es, 
daß es die frühere Lösung verwirft, sei es, daß es sie modifiziert oder unverän-
dert fortführt. Soweit erforderlich ist deshalb auf das frühere Recht im Zusam-
menhang der jeweiligen Fragestellung einzugehen. Eine gesonderte Darstellung 
der geschichtlichen Entwicklung verspricht demgegenüber für unsere Zwecke 
keinen Erkenntnisgewinn. 

Auf diesem Hintergrund ist dann die Funktion der Betreuung dogmatisch zu 
analysieren, d.h. danach zu fragen, welche Aufgaben dem Rechtsinstitut der Be-
treuung im Zusammenhang der Rechtsordnung zukommen (§ 4). Die dabei ge-
wonnenen Einsichten erlauben dann eine Diskussion der verfassungsrechtli-
chen Fragen, in die auch die Vorgaben der Europäischen Menschenrechtskon-
vention12 einzubeziehen sind (§ 5). Damit ist eine Grundlage für die nachfolgen-
de nähere Untersuchung der rechtlichen Struktur der Betreuung (§ 6) und des 
Verhältnisses der staatlichen Betreuung zur privaten Vorsorge (§ 7) gewonnen. 
Ein Blick auf die Diskussionen um ein europäisches Privatrecht und die Ent-
wicklung eines europäischen Kollisionsrechts verdeutlicht die europäische Di-

12 Konvention des Europarates vom 4.11.1950 zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten - E M R K - (BGBl 1952 II, 685, 953; BGBl 1954 II, 14), die die Bundesrepublik nicht 
nur völkerrechtlich bindet, sondern innerstaatlich im Range eines Bundesgesetzes steht. Dazu 
unten §5. 
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Handlungsfähigkeit, Betreuung, Einwilli-
gungsvorbehalt 

- altersbedingte Geschäftsunfähigkeit 44f., 
70 

- beschränkte Geschäftsfähigkeit 19f., 29, 
35ff., 51, 70, 89ff., s.a. Betreuung, Einwil-
ligungsvorbehalt 

- im Europäischen Privatrecht 229ff. 
- im Internationalen Privatrecht 233ff. 
- und Mündigkeit 42ff., 69ff. 
- »natürliche« Geschäftsunfähigkeit s. un-

mittelbare Geschäftsunfähigkeit 
- partielle Geschäftsunfähigkeit 64f. 
- relative Geschäftsunfähigkeit 63 ff. 
- unmittelbare Geschäftsunfähigkeit 45 

Fn. 162, 46ff., 63ff., 70ff., 172ff. 
- wirtschaftliche Geschäftsunfähigkeit 66 
- zustandsbedingte Geschäftsunfähigkeit s. 

unmittelbare Geschäftsunfähigkeit 
Geschäftsführung ohne Auftrag 48ff., 214ff. 
- Subsidiarität 215f. 
Gesetzesvorbehalt s. Grundrechte 
gesetzliche Vertretung 22 ff. 
- als Fremdbestimmung des Vertretenen 24, 

38f., 52, 56f. 
- Funktion 22ff., 26ff., 38, 51 ff., 141 f. 
- bei Minderjährigen 29ff., 38, s.a. elterliche 

Sorge 
- Mißbrauch der Vertretungsmacht 24, 

187ff. 
- verfassungsrechtliche Grundlage 39, 

141 ff. 
- Vertretung kraft Gesetzes 23 Fn. 10 
- bei Volljährigen 16, 22, 26ff., 51 ff., s.a. Be-

treuung 
gesetzlicher Vertreter s. gesetzliche Vertre-

tung 
Gleichheit s. Rechtsgleichheit 
Grundgesetz s. Grundrechte, Menschenwür-

de, Rechtsgleichheit, Sozialstaatsprinzip 
Grundrechte 
- des Betreuten 3f., 119f., 122ff. 
- Elternrecht 29f., 33f., 39,121, 136f. 
- der Fürsorgeperson 39, 121, 136f. 
- Gesetzesvorbehalt 3f., 33f., 119, 126, 129 
- Grundrechtseingriff 3f., 119f., 122ff., 

125 ff. 
- Grundrechtsgefährdung 132ff. 
- des Minderjährigen 29f., 32, 39, 121 
- Parlamentsvorbehalt 134 
- personale Grundrechtsvoraussetzungen 

130ff. 
- richterliche Genehmigung 138ff. 
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- Wahrnehmung bei Entscheidungsunfähi-
gen 134ff. 

Grundrechtsmündigkeit 29ff., s.a. Pflicht-
recht 

Handlungsfähigkeit 42ff., 60ff., 68ff., s.a. 
Deliktsfähigkeit, Ehefähigkeit, Einwilli-
gungsfähigkeit, Geschäftsfähigkeit, 
Testierfähigkeit 

- bei der Gestaltung der Rechtsverhältnisse 
42 f. 

- bei tatsächlicher Rechtsausübung 43 
- Beschränkung durch staatliche Schutz-

maßnahme 51, 89ff., s.a. Einwilligungs-
vorbehalt 

- Mündigkeit 40ff., 44f., 70 
- unmittelbare Handlungsunfähigkeit 45 ff., 

60ff., 68ff. 
Handlungsorganisation 51 ff., 54ff. 
- private 55, 194ff., s.a. Vorsorgevollmacht 
- staatliche 55ff., s.a. Betreuung 
höchstpersönliche Entscheidung 33, 48, 163, 

170f., 196 f. 
Humanexperiment 170f., s.a. ärztliche Maß-

nahmen 

Internationales Privatrecht 4f., 231 ff. 
- Europäisches Kollisionsrecht 232 
- Geschäftsfähigkeit 233ff. 
- Haager Konferenz für IPR 4 Fn.23, 234 

Fn. 90 
- Mündigkeit 234 
- staatliche Schutzmaßnahme 4 Fn.23, 234 

Menschenrechte s. Grundrechte 
Menschenwürde 127f., 141 ff. 
- Rechtsperson 127,141 f. 
- Schutzpflicht des Staates 128,142 
- Selbstbestimmung 127, 141 
Mündigkeit 42ff. 
- Aufgabe des Gesetzgebers 44f., 85 
- und Selbstbestimmung 42, 44, 85 

Organspende 169f., s.a. ärztliche Maßnah-
men 

Patiententestament s. Patientenverfügung 
Patientenverfügung 2f., 217ff., s.a. Betreu-

ung/Betreuungsverfügung 
Personenrecht 1, 40ff., 223ff. 
Pflegschaft s. Gebrechtlichkeitspflegschaft, 

Verfahrenspflegschaft 
Pflichtrecht 29f., 52f., 135ff. 

Prozeßfähigkeit 42f., 45 Fn. 162, 46, 63, 70ff. 
Psychiatrie-Enquete 12f. 

Rechtliches Gehör 84, 86f., 113,137, s.a. Be-
treuung/Betreuungsverfahren, Verfahrens-
pflegschaft 

Rechtsfürsorge 9,16, 22, 83,114,142f. , 153 
Rechtsgleichheit 42, 50f., 55, 73f., 77, 141 f. 
- allgemeiner Gleichheitssatz 142, 145, 148 
- Verbot der Diskriminierung Behinderter 

142 
Rechtsperson 42, 51, 127, 141f. 
- Begriff 42 
- und Menschenwürde 127, 141 f. 
- und Selbstbestimmung 51, 127, 141 f. 
Rechtssubjekt 39ff., s.a. Rechtsperson 
Rechtsvergleichung 16 Fn. 32, 45 Fn. 161 f., 

47 Fn. 171, 49 Fn. 176, 51 Fn. 187, 52 
Fn. 189, 70 Fn.282, 74, 118,147, 195 Fn.7, 
211 Fn. 89, 222, 230f., 233ff. 

- Belgien 16 Fn. 32, 222 
- England 4 Fn.23, 45 Fn. 161f., 49 Fn. 176, 

52 Fn. 189, 74 Fn.303f., 195 Fn.7, 211 
Fn. 89, 230f., 233 

- Frankreich4 Fn.23, 16Fn.32,45 Fn.l61f. , 
47 Fn. 171, 49 Fn. 176, 63 Fn.235, 64 
Fn. 239, 74 Fn. 301 ff., 147 Fn. 179, 148 
Fn. 180,195 Fn.7, 211 Fn.89, 222, 231, 
233 f. 

- Niederlande 16 Fn.32, 45 Fn. 162, 47 
Fn. 171, 53 Fn.235, 64 Fn.240, 73 Fn.301, 
143 Fn. 159, 147 Fn.179, 231 

- Österreich 16 Fn.32, 45 Fn. 161f., 47 
Fn. 171, 133f., 141 Fn. 144, 196 Fn. 14, 222, 
231,234 Fn. 90 

- Schottland 49 Fn. 176, 52 Fn. 189, 74 
Fn.301, 147 Fn.179, 211 Fn.89, 231 

- Schweiz 16 Fn.32, 45 Fn. 161f., 47 Fn. 171, 
53 Fn.236, 234 Fn.90 

Schutz des Menschen vor sich selbst 77, 81, 
120, 155ff., s.a. Selbstschädigung 

Selbstbestimmung 42, 44f., 46 Fn. 165, 49, 51, 
53, 55f., 59f., 62, 64, 69, 75f., 84, 123, 125, 
127f., 130f., 146f., 154, 217f., s.a. Men-
schenwürde, Mündigkeit, Rechtsperson 

Selbstentmündigung, Verbot der 53f., 201 ff., 
207 

Selbstschädigung, Schutz vor 73ff., 75ff., 88, 
94ff., 115f., 126ff., 144, 155ff., 200ff. 

Sozialstaatsprinzip 142 
Sterilisation 18, 167ff., s.a. ärztliche Maßnah-

men 
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Testierfähigkeit 43, 46, 63, 70ff., s.a. Hand-
lungsfähigkeit 

- Testiermündigkeit 46 
- Testierunfähigkeit 45 Fn. 162, 46, 63, 70ff. 

Unterbringung 3f., 14, 18, 87, 204ff., 212 
- öffentlichrechtliche Unterbringung 98f., 

129, 144 
- richterliche Genehmigung 98f., 109ff., 

140f. 
- unterbringungsähnliche Maßnahme 109ff. 
- zivilrechtliche Unterbringung 98f., 102f., 

129, 133,144 
- Zustimmung des Betroffenen 103ff., 123f. 

Verfahrenspflegschaft 111 ff. 
- Funktion 113f. 
- und Verfahrensfähigkeit des Betroffenen 

112,115 
- Wünsche des Betroffenen 116f. 
Vormundschaftsgericht 55ff., 58f., 88, 106ff., 

109ff., 112f., 138ff., 159ff., 193, 204ff., 
211ff., 216, s.a. Betreuung, Vorsorgevoll-
macht 

- Vormundschaftsgericht als Betreuer 57f., 
107f., 193 

- vormundschaftsgerichtliche Genehmigung 
18, 58f., 106, 109ff., 138ff., 160, 164, 205f., 
212f. 

Vorsorge (private) s.a. Vorsorgeverhältnis, 
Vorsorgevollmacht 

- Grundlage 55, 194f.,218 
- Grenzen 196, 201ff., 207f., 217ff. 
Vorsorgeverhältnis 194 Fn.5, 208f., s.a. Vor-

sorge (private), Vorsorgevollmacht 
Vorsorgevollmacht 2f., 194ff., s.a. Vorsorge-

verhältnis, Vorsorge (private) 
- Bestimmungsbefugnis des Bevollmächtig-

ten 200, 202f., 204ff. 
- und Betreuung 195, 209 
- Einwilligung zu Eingriffen in personenbe-

zogene Rechte 197ff., 203ff., 209, 211 ff. 
- Entscheidungsunfähigkeit des Betroffenen 

207ff. 

- funktionelle Gleichstellung des Bevoll-
mächtigten mit Betreuer 205, 211 ff. 

- Genehmigung des Vormundschaftsge-
richts 59, 204ff., 211 ff. 

- Grenzen 196, 201ff.,207f., 210 
- Überwachung und Kontrolle 59, 201, 207, 

209, s.a. Betreuung/Uberwachungsbetreu-
ung 

- Widerruf der Vollmacht 208f., 210 

Wille 42, 45f., 51, 77ff., 123f., 130f. 
- freier Wille 12, 45f., 81 Fn. 343, s.a. Eigen-

verantwortlichkeit 
- mutmaßlicher Wille 49f., 153ff., 214ff., 

220 
- natürlicher Wille (Wunsch) 53, 103f., 

116 f., 130f., 145 f., 147, 150,155ff., 
219 

- rechtlicher Wille 42, 45f., 51, 77ff., 130f., 
219 

Wohl 52ff., 150ff., s.a. Betreuung, elterliche 
Sorge 

- ärztliche Maßnahmen 164ff. 
- Aufgabe des Vormundschaftsgerichts 

56ff., 159 
- Bestimmung durch Betreuer 53f., 56f. 
- Humanexperiment 170f. 
- Organspende 169f. 
- Schenkungen 162 ff. 
- Sterbehilfe 165, 167 
- Sterilisation 167 
- Vermögensangelegenheiten 161 ff. 
- und Wunsch des Betreuten 53, 150ff., 

155 ff. 
- Zwangsbehandlung 166ff. 

Zwangsbefugnis s. Bestimmungsbefugnis 
Zwangspflegschaft 13f., 80, 120f., 129, 155, 

172, s.a. Gebrechlichkeitspflegschaft 
- Geschäftsfähigkeit des Pfleglings 13, 20, 

80,155, 172 
- Praxis 14 
- Verfahrensgarantien 14 
- Wünsche des Pfleglings 17, 155 
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